
bindliche Verhaltensnormen sind. Gleichzeitig soll damit jedem die Sicher­
heit gegeben sein, daß er in seiner gesamten Arbeits-, Lebens- und Zu­
kunftsgestaltung auf die strikte Verwirklichung der Verfassung durch alle 
dazu verpflichteten Gestaltungskräfte vertrauen kann.12 Schließlich berech­
tigt diese Bestimmung die Bürger wie auch ihre sozialistischen Gemeinschaf­
ten (im Sinne des Art. 40) bzw. die in Anspruch genommenen staatlichen 
oder gesellschaftlichen Organe (im Sinne des Art. 26 Abs. 3), die Verwirk­
lichung ihrer Grundrechte zu betreiben, aus ihnen unmittelbare Ansprüche 
in Übereinstimmung mit der im Art. 18 genannten Zielstellung der sozia­
listischen Grundrechte abzuleiten.
Insofern konzipiert der Verfassungsentwurf die Grundrechte als subjektive 
Rechte, die unter sozialistischen Bedingungen ihrem Wesen nach stets Be­
tätigungsvollmachten sind, „die unmittelbar an die persönlichen beziehungs­
weise partiellen Interessen anknüpfen und ihren Trägern — auf der Grund­
lage und nach Maßgabe der objektiven gesellschaftlichen Entwicklungs­
zusammenhänge — die Möglichkeit eröffnen, diese Interessen in Überein­
stimmung mit den gesellschaftlichen Erfordernissen ungehindert geltend zu 
machen, innerhalb des rechtlich abgesteckten Rahmens nach eigener Wahl 
und Entscheidung tätig zu werden und bei Beeinträchtigung staatlichen oder 
gesellschaftlichen Rechtsschutz in Anspruch zu nehmen“.13 Setzt man diese 
Position in Beziehung zu dem Grundsatz, daß die Verfassung unmittelbar 
geltendes Recht ist, so müssen natürlich aus dem Verfassungstext pro­
grammatische Bestimmungen, deren Inangriffnahme und Verwirklichung 
einer ungewissen, nicht näher bestimmbaren oder bestimmten Zukunft über­
lassen bleibt, ausgeschlossen werden, sofern ihr Gehalt nicht von vorn­
herein unmißverständlich deutlich werden läßt, daß dieser Verfassungssatz 
weit vorausgedachte Vorhaben regelt, daß seine Geltung und Verwirklichung 
noch nicht beabsichtigt ist. Vom Grundrechtsteil des Entwurfs ist festzustel­
len, daß er auf solche momentan nicht anwendbaren Programmnormen ver­
zichtet, zugleich aber das Verhalten der sozialistischen Menschengemein­
schaft und der Bürger auf die Vollendung des Sozialismus orientiert. Diese 
Orientierung durchzieht die gesamte Verfassung; der Grundrechtsteil wirkt 
darin in vielfältiger und fundierter Weise mit:
— Wie schon dargelegt, sind die Grundrechte als reale, gegenwärtige Rechte 
der Bürger zur Gestaltung der Gesellschaft und Entfaltung ihrer Persön­
lichkeit konzipiert. Damit ist es möglich, daß sie der Dynamik der gesell­
schaftlichen Entwicklung im Sozialismus entsprechend durch die Bürger 
weiter entfaltet, in ihrem Inhalt und so auch in ihren Garantien reicher 
ausgestaltet werden können.
Einschränkungen, die es bei einigen von ihnen gibt, liegen im objektiv 
begründeten Interesse der Gemeinschaft und der Bürger selbst. Niemand 
kann daran interessiert sein, daß beispielsweise unter Vortäuschung freier 
Meinungsäußerung nach Art. 23, anstatt konstruktive Meinungen über die 
Lösung der gesellschaftlichen und staatlichen Aufgaben und Probleme aus­
zutauschen oder selbst Lösungen zu finden, anstatt sachliche Kritik an auf­
tretenden Mängeln zu üben, destruktiv und absichtlich die sozialistische 
Demokratie, der Aufbau des Sozialismus geschädigt wird. Nirgends wird 
ein Grundrecht in seiner Substanz und Zielstellung eingeschränkt. Anliegen

12 Das wird z. B. auch in der Praxis der staatlichen Organe strenge Beachtung finden 
müssen, worauf der Verfassungsentwurf an verschiedenen Stellen sehr deutlich 
hinweist, so in den Art. 18, 26, 40 bis 42, 86, 106, 107; vgl. dazu auch die Ausführungen 
auf der erwähnten Grundrechtskonferenz, in: Demokratie und Grundrechte, a. a. O.. 
S. 53 ff.

13 Demokratie und Grundrechte, a. a. O., S. 40 538


